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Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

Vb2^5843.37-lÜl 160 If. 


Bonn, den 7. April 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Heimkehrer mit Strahlensdiäden 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1638 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP vom 24. Februar 
1960 wird wie folgt beantwortet: 

Zu Frage 1 

Seit 1956 ist die Bundesregierung bemüht, die im Uranberg- 
bau tätig gewesenen Heimkehrer und Flüchtlinge zu erfassen 
und ärztlich betreuen zu lassen. 

Zunächst veranlaßte der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung gemeinsam mit dem Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgesdiädigte mit Unterstützung des 
Deutschen Roten Kreuzes, des Verbandes der Heimkehrer 
und der Kameradschaft ehemaliger Gefangener im Uranberg- 
bau von Joachimsthal „Der Joachimsthaler" die Ermittlung 
der in Betracht kommenden Personen. Durch eine Fragebogen- 
aktion, welche an „Heimkehrer, die nach 1945 in der Tschedio- 
slowakei im Erzbergbau von Joachimsthal und Umgebung 
beschäftig waren", gerichtet war, wurden die bis dahin be- 
kannten Angehörigen des genannten Personenkreises erfaßt 
und Anschriften von weiteren Arbeitskollegen dieser Personen 
ausfindig gemacht. Bisher sind nach Bereinigung des gesamten 
Anschriftenmaterials (Doppel- und Dreifachangaben, Namens- 
verwechslungen, Meldungen von nicht zu dem Personenkreis 
Gehörenden, Verstorbenen usw.) 1 800 Namen und Anschriften 
bekdnntge worden. 

Zu Frage 2 

Die in Betracht kommenden Personen wurden in den Versor- 
gungsärztlichen Untersuchungsstellen unter Mitwirkung der 
Staatlichen Gewerbeärzte sorgfältig untersucht. Regelmäßige 
Nachuntersuchungen werden durchgeführl, weil Strahlenschä- 
digungen oft erst nadi jahrelangen Latenzzeiten auftreten 
können. In Zweifelsfällen ist vorgesehen, daß die Betreffen- 
den in Spezialkliniken ergänzend untersucht werden. Sofern 
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besondere Verdachtsmomente vorliegen, sollen die Untersu- 
chungen in solchen Instituten bzw. Kliniken vorgenommen 
werden, die mit neuzeitlichen Meßinstrumenten (z.B. Body 
Counter) ausgerüstet sind. 

Die Untersudmngen sind nodr in vollem Gange. Ergebnisse 
gehen von den Arbeitsministern und Senatoren für Arbeit 
der Länder laufend beim Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung ein; sie werden durchgesehen, gesammelt 
und sollen zentral ausgewertet werden. Nach den bisher 
vorliegenden Berichten haben sidi bei der Durchführung der 
Untersuchungs- und Betreuungsmaßnahmen keine nennenswer- 
ten Schwierigkeiten ergeben. Sicher nachzuweisende, infolge 
der Uranbergbautätigkeit aufgetretene Strahlenschäden sind 
von den Untersuchungsstellen der Länder bisher nicht gemel- 
det worden. 

Zu Frage 3 

Die Erfahrung lehrt, daß die Einatmung von strahlungsfähi- 
gen Partikeln mit entsprechender Energie Gesundheitsschäden 
verursachen kann. Ein Beispiel hierfür ist die sogenannte 
Schneeberger Lungenkrankheit, welche bei im Erzbergbau des 
Erzgebirges beschäftigten Arbeitern beobachtet wird. Neben 
dem Steinstaub ist die Radioaktivität des Gesteins und der 
Grubenwässer die Ursache dieser Erkrankung. 

Auch im Uranbergbau ist die Möglichkeit der Einatmung von 
Luft, die durch Strahlungsträger verunreinigt ist, gegeben. 

Wenn die Ergebnisse der zentralen Auswertung gewonnen 
sind, dann wird geprüft werden, ob gewisse Rückschlüsse auf 
die Gefährdung der allgemeinen Bevölkerung durdi radioaktiv 
verseuchte Luft möglich sind. Hierzu ist allerdings zu bemer- 
ken, daß nad'i dem derzeitigen Stand der Wissenschaft die 
Verhältnisse in diesen speziellen Bergbaubetrieben nidit direkt 
mit den für die allgemeine Bevölkerung eventuell auftreten- 
den Gesundheitsgefahren durch radioaktive Verseudiung der 
Luft verglichen werden können. 
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